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macht im vorliegenden Fall - unabhängig 
davon, ob es sich um eine Risiko- oder 
Kapitallebensversicherung handelt - eine 
hohe Erbschaftsteuer geltend. Zwar bleibt 
das gemeinsame Kind aufgrund der steu-
erlichen Freibeträge und der geerbten 
Schulden erbschaftsteuerfrei, aber für die 
Mutter ergibt sich eine andere Sachlage. 

Das Finanzamt verlangt von ihr für die 
ausgezahlte Lebensversicherung Erbschaft-
steuer in Höhe von 21.804 Euro, unab-
hängig davon, dass von dem Geld das 
Darlehen abgelöst wurde und somit nur 
ein geringer Betrag übrig geblieben ist. 

Auch die Hoffnung auf anders lautende 
Gerichtsurteile ist vergeblich. In einem 
vergleichbaren Fall hat das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz bereits im Jahr 1997 die 
Erbschaftsteuer in dieser Höhe bestätigt. 

Um dieser Erbschaft-Steuerfalle für 

uneheliche Partnerschaften zu entgehen, 
bieten sich zwei mögliche Lösungswege 
für die vertragliche Regelung einer Risiko- 
oder Kapitallebensversicherung an: 

Am einfachsten stellt sich die Einset-
zung des gemeinsamen Kindes zum Be-
zugsberechtigten der Lebensversicherung 
dar.

Aufgrund der ansehnlichen Freibeträge 
und der niedrigeren Steuersätze fällt für 
das leibliche Kind keine oder doch zumin-
dest sehr viel weniger Erbschaftsteuer an 
als bei der Lebensgefährtin. 

Die Änderung des Bezugsberechtigten 
kann auch bei bereits abgeschlossenen 
Verträgen jederzeit erfolgen. 

Eine noch günstigere Gestaltung des 
Lebensversicherungsvertrages stellt die so-
genannte Überkreuz-Versicherung dar. Bei 
dieser Regelung ist die Lebensgefährtin 

selbst Versicherungsnehmerin der auf das 
Leben ihres Lebensgefährten abgeschlos-
senen Versicherung. Voraussetzung hierfür 
ist, dass sie die Beiträge selbst zahlt und 
auch als Bezugsberechtigte eingetragen ist. 
Bei der Auszahlung dieser Versicherung 
fällt keine Erbschaftsteuer an. 

Bei nach dem 01. Januar 2005 abge-
schlossenen Kapitallebensversicherungen 
gilt es - neben der Regelung des Versiche-
rungsvertrages selbst - zusätzlich zu beach-
ten, dass auf den „Ertragsanteil“ der Versi-
cherung in jedem Falle Einkommensteuer 
zu bezahlen ist. 

Steuerfallen lauern überall. Sie sollten 
sich daher in jedem Fall steuerlich bera-
ten lassen, um die ebenso vorhandenen 
Möglichkeiten des Steuerrechts zu Ihren 
Gunsten auszuschöpfen.

Haftung bei falscher Information
Mit einer Entscheidung zur wirtschaft-

lichen Aufklärung eines Privatpatienten 
durch den Zahnarzt hat das Oberlandes-
gericht (OLG) Köln Umfang aber auch 
Grenzen dieser Pflicht definiert. 

Erklärt danach ein Zahnarzt dem Pa-
tienten „ins Blaue hinein“, die private 
Krankenversicherung werde die Kosten ei-
ner geplanten umfangreichen Behandlung 
tragen, obwohl er weiß, dass der zur Prü-
fung eingereichte Heil- und Kostenplan 
noch nicht bestätigt wurde, dann macht 
er sich schadensersatzpflichtig. 

Die Verpflichtung, neben der Aufklä-
rung über Befund und Diagnose, über die 
Prognose der Erkrankung usw. auch eine 
Aufklärung über entstehende Kosten vor-
zunehmen, ist nicht neu. 

Die wirtschaftliche Aufklärung dient 
dem Schutz des Patienten vor finanziellen 
- insbesondere versicherungsrechtlichen - 
Überraschungen.

Arzt und Krankenhaus müssen den 
Patienten darauf hinweisen, wenn zu be-
fürchten ist, dass z.B. die Krankenkasse 
die gewünschte oder vom Arzt vorgese-
hene Behandlung nicht bezahlen wird 
(BGH, Urt. v. 9.05.2000 - VI ZR 173/99, 
S. 16). 

Die wirtschaftliche Hinweispflicht ist, 
im Gegensatz zur sonstigen Aufklärungs-
verpflichtung, lediglich eine Nebenpflicht 
aus dem Behandlungsvertrag und somit 
nicht der eigentlichen ärztlichen Behand-
lung zuzurechnen. 

Die Verletzung dieser Pflicht gibt dem 
Patienten einen Anspruch auf Befrei-

Neue Webdomain „.eu“: Registrierungs-

Noch bis zum 7. April haben Inhaber 
von Namensrechten wie 
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die Möglichkeit, sich exklusiv die neuen 
Top-Level-Domains „.eu“ der Europä-
ischen Kommission zu sichern. 

Nach den Vorstellungen der EU-Kom-

•
•
•

missarin Viviane Reding soll „.eu“ eine 
Art europäische Variante von „.com“ wer-
den, die zusätzlich zu den nationalen Do-
mains eingesetzt wird. 

Ab 7. April sind die neuen Domains 
dann für jeden zugänglich.

Nicht zum Haus-
arzt überweisen

Ein Patient kann sich nicht vom Zahn-
arzt an den Hausarzt überweisen lassen 
oder umgekehrt, um die Praxisgebühr zu 
sparen. Generell muss beim Zahnarzt eine 
eigene Praxisgebühr entrichtet werden. 

Allerdings sind zwei Vorsorgeuntersu-
chungen im Jahr frei. Kinder und Jugend-
liche unter 18 Jahren sind immer von der 
Gebühr befreit. 

ung von der Kostenbelastung. Das OLG 
Köln stellt jedoch klar, dass die Aufklä-
rungspflicht nicht so weit geht, dass der 
Zahnarzt etwa verpflichtet wäre, mit der 
Krankenversicherung Schriftverkehr zu 
führen oder sich sonst um die Erstattung 
zu kümmern. 

Es ist ihm aber - durchaus konsequent 
- verwehrt, dem Patienten ohne Anhalts-
punkte vorzugaukeln er brauche sich um 
die Erstattung der Kosten keine Gedanken 
machen.

Dass das Gericht dem Patienten ein 
Mitverschulden zuweist, weil er die Ant-
wort seiner Versicherung auf den Heil- 
und Kostenplan hätte abwarten können 
und müssen, rundet das Bild in diesem 
Sinne ab. 
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